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1 Vorbemerkung 
 
In seiner öffentlichen Sitzung am 20.02.2018 hat der Gemeinderat beschlossen, den Bebau-

ungsplanentwurf „Banwiesen - 2. Änderung“  öffentlich auszulegen, sowie die Stellungnah-

men der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange zum Planentwurf und der Be-

gründung sowie den örtlichen Bauvorschriften einzuholen. Die Einholung der Stellungnah-

men der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (TÖB) nach § 4 Abs. 2 BauGB 

fand in der Zeit vom 12.03.2018 bis 13.04.2018 statt. Vom 26.03.2018 bis 27.04.2018 erfolg-

te die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB. Grundlage war der Aufstellungsbe-

schluss in der öffentlichen Gemeinderatssitzung am 20.02.2018 und dessen ortsübliche Be-

kanntmachung am 16.03.2018 im Amtsblatt der Gemeinde. Über die Anregungen ist in öf-

fentlicher Sitzung zu beraten und in der Abwägung sind gem. § 1 Abs. 7 BauGB die entspre-

chenden Beschlüsse zu fassen. 

 

Es folgt eine Übersicht über die eingegangenen Anregungen, die Anregungen im Original und 

die Beschlussvorschläge der Verwaltung und des Planers.  
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2 Beteiligte Träger öffentlicher Belange im Bebauungsplanverfahren  
 "Banwiesen - 2. Änderung" Gemeinde Allmersbach im Tal 
 
Folgende Behörden und Leitungsträger wurden in der Zeit vom 12.03.2018 bis 13.04.2018 

um eine Stellungnahme gebeten. Eingegangene Anregungen sind hervorgehoben. 

 

 
 

Nr. 1 

 

Regierungspräsidium Stuttgart, Abteilung Raumordnung 

 

Nr. 2 

 

Verband Region Stuttgart  

 

Nr. 3 

 

Landratsamt Rems-Murr-Kreis  

 

Nr. 4 

 

Stadt Backnang  

 

Nr. 5 

 

Deutsche Telekom Technik GmbH  

Nr. 6 Stadtwerke Backnang 

Nr. 7 Syna GmbH 

 

Nr. 8 

 

Unitymedia BW GmbH  

Nr.9 Ing. Büro Frank 

Nr. 10 Gemeinde Allmersbach im Tal 

Nr. 11 Abfallwirtschaft Rems - Murr AöR 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Raumordnung 
Die §§ 1 Abs. 3 - 5 und 1a Abs. 2 BauGB werden in der Begründung unter 

Punkt l.1 'Ziele und Zweck der Planung' berücksichtigt. Dem Vorrang der 

Innenentwicklung und Nachverdichtung vor der Inanspruchnahme von 

landwirtschaftlichen oder forstlichen Flächen am Siedlungsrand wird durch 

den vorliegenden Bebauungsplan Rechnung getragen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und der 

Bitte zur Übersendung einer Mehrfertigung nach Satzungsbeschluss wird 

entsprochen.  
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Naturschutz und Landschaftspflege 
Der Textteil wird unter Punkt l.7.5 um das generelle Verbot der Rodung 

von Sträuchern im Zeitraum von 01.03. bis 30.09 ergänzt. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 
Grundwasserschutz 
Das Merkblatt "Bauen im Wasserschutzgebiet, Zone lll" wird dem Bebau-

ungsplan beigefügt. Unter Punkt II.D des Textteils wird der Hinweis auf das 

geplante Wasserschutzgebiet und das beigefügte Merkblatt aufgenom-

men. 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
Kommunale Abwasserbeseitigung 
Der Antrag zur wasserrechtlichen Genehmigung wird im Zuge der Einrei-

chung des Baugesuchs zur Straßenerschließung gestellt. 

 

 

Gewässerbewirtschaftung 
Der Abstand des Gewässerrandstreifens wurde korrekt bemessen. Die text-

lichen Festsetzungen des Bebauungsplans werden um den Absatz zum 

Gewässerrandstreifen ergänzt. Zusätzlich wird der Gewässerrandstreifen 

als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft in den Planteil des Bebauungsplans eingetragen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hochwasserschutz und Wasserbau 
Die Überflutungsfläche wird im Plan- und im Textteil ergänzt. Eingriffe in 

diesem Bereich sind nicht geplant und der Bereich wird als Fläche zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festge-

setzt. 

 

In der Begründung zum Bebauungsplan wird der Hinweis auf den zugrunde 

liegenden Bebauungsplan "Banwiesen - Änderung und Erweiterung" mit 

Rechtskraft vom 4. Aug. 1964 nachgetragen. 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Den Anregungen wird zugestimmt und die Hinweise 

werden zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

4 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bauverwaltungs- und Baurechtsamt 
Vor Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans wurden städtebauliche 

Entwürfe unter Einbeziehung der angrenzenden Grundstücke nördlich und 

südlich des jetzigen Geltungsbereichs erstellt. Die Einbeziehung dieser 

Grundstücke wird seitens der Eigentümer nicht gewünscht.  

 

Als Bauweise ist nach §22 Abs.1 BauNVO die offene Bauweise festgesetzt 

und als Haustyp sind nur Einzelhäuser nach §22 Abs. 2 BauNVO zulässig. 

Die Plan- und Textfestsetzungen werden entsprechend der Anregungen 

des Bauverwaltungs- und Baurechtsamts angepasst. 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Der Anregung des Bauverwaltungs- und Baurecht-

samts zur Einbeziehung des Flst.-Nr. 818/1 wird nicht zugestimmt; der An-

regung zur Festsetzung der Bauweise wir zugestimmt. Der Hinweis des 

Stadtplanungsamts wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

4 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis auf Leitungen der Telekom im Plangebiet wird im Textteil des 

Bebauungsplans unter den Hinweisen mit aufgenommen. Der Plan zum 

Leitungsbestand wird als Anlage beigefügt. Bei Baumaßnahmen im Bereich 

der Leitung wird die Telekom rechtzeitig benachrichtigt, damit eine evtl. 

Verlegung der Leitung durchgeführt werden kann.  
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Den Anregungen wird zugestimmt. Die Hinweise wer-

den zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

5 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

6 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

8 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

9 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Die örtlichen Bauvorschriften werden ergänzt um Festsetzungen zur Einzel-

rückhaltung des Niederschlagswassers der Dachflächen und zur Rückhal-

tung des Straßenflächenwassers. Beides wird über Rückhaltezisternen mit 

gedrosseltem Abfluss dem Regenwasserkanal, bzw. dem Vorfluter zuge-

führt. Das Schmutzwasser wird dem SW-Kanal im Norden zugeführt. Die 

Wasserversorgung erfolgt über die Ortswasserleitung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Den Anregungen wird zugestimmt.  Der Hinweis zur 

wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

11 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die im Plan eingetragene "Fläche für Versorgungsanlagen, Abfallentsor-

gung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen" Zweckbestim-

mung Abfall (Mülleimersammelplatz), hat eine Grundfläche von 12,5 m² 

und ist somit ausreichend berechnet für die geplanten vier Einzelhäuser. 

 

Die Steigung vom Müllsammelplatz zur Banwiesenstraße wird voraussicht-

lich weit unter 10 % betragen. Der Einsatz von vierrädrigen Mülltransport-

behältern ist nicht vorgesehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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3 Stellungnahmen der Bürgerinnen und Bürger im Bebauungsplanverfahren 
"Banwiesen - 2. Änderung" Gemeinde Allmersbach im Tal 

 
Folgende private Stellungnahmen sind während der öffentlichen Auslegung in der Zeit vom 

26.03.2018 bis 27.04.2018 eingegangen: 
 
 

 

Nr.12 

 

Herr Früh 

 

Nr.13 

 

Frau und Herr Bauer 

 

Nr.14 

 

Herr Zerrweck 

Nr. 15 Frau Albig 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

12 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Der Bach als Gewässers ll. Ordnung NN-AW 3 wird in den Planteil aufge-

nommen und die vorgeschriebenen 5 m Abstand werden eingehalten. 

 

Zu 2. 

Laut des Landschaftsplans der vVG Backnang wird die Kaltluft im Waldge-

biet südlich von Heutensbach gebildet und fließt nach Norden in den Sied-

lungskörper ab. Von einer maßgeblichen Beeinträchtigung oder Unterver-

sorgung mit Frischluft durch die Planung kann nicht ausgegangen werden. 

Weder die Gebäudehöhe, noch die offene Bauweise mit Einzelhäusern 

stellen eine wesentliche Barrierewirkung für den Abfluss von Kaltluft in die 

Ortsmitte dar. Ein weiteres Abrücken vom Bach ist nicht notwendig. Dies 

hätte zur Folge, das der benötigte Wohnraum nicht im ausreichenden Ma-

ße an dieser grundsätzlich gut geeigneten Innenbereichsfläche realisiert 

werden könnte. Der benötigte Wohnraum müsste an anderer Stelle zur 

Verfügung gestellt werden, was unter Umständen eine weitere Beanspru-

chung von wertvollen Außenbereichsflächen in der freien Landschaft zur 

Folge hätte.  
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

12 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

Zu 3.  

Bei den insgesamt sechs artenschutzrechtlichen Begehungen durch zwei 

voneinander unabhängige Fachbiologen, bei denen alle Gehölzstrukturen 

sowie die Wiese untersucht wurden, sind keine streng geschützten Tier- 

oder Pflanzarten innerhalb und im näheren Umfeld des Planungsgebiets 

festgestellt worden. Bruten von Hausrotschwanz, Kohl- und Blaumeise so-

wie von Amseln wurden kartiert; brütende Elstern nicht. Die vermutete 

Brut ist artenschutzrechtlich genauso einzuordnen, wie die Brut der ande-

ren Singvögel. Insgesamt wurde das Gebiet als nicht essenziell für europa-

rechtlich geschützte Arten eingestuft. Im Textteil wird darauf hingewiesen, 

dass Bäume und Sträucher nur zwischen dem 01.10 und 28.02 gefällt wer-

den dürfen (§ 39 Abs. 5 Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz), um einem Nest-

bau in den Gehölzen entgegenzuwirken bzw. um die Tötung von Nestlin-

gen zu vermeiden. Die Gehölze innerhalb des Gewässerrandstreifens müs-

sen erhalten bleiben. Eine Bebauung oder gärtnerische Nutzung ist hier 

nicht zulässig (planungsrechtliche Festsetzungen, Punkt 6). Eine Umwelt-

prüfung ist in diesem Zusammenhang nicht notwendig. 

 

Zu 4. 

Von Seiten der Gemeinde besteht keine Zusage an den Bauherrn den Bach 

zu übernehmen. Die Erschließung erfolgt, über die im Bebauungsplan fest-

gesetzte Privatstraße die als solche festgesetzt wird. 

 

Zu 5. 

Eine entsprechende Festsetzung ist im Textteil des Bebauungsplans unter 

dem Punkt "örtliche Bauvorschriften 7. Beleuchtungsanlagen" festgesetzt. 

 

Beschlussvorschlag: Der Anregung unter Punkt 1 wird zugestimmt. Den 

Anregungen unter Punkt 2, 3, und 4 wird nicht zugestimmt. Der Hinweis 

unter Punkt 5 ist bereits Bestandteil des Bebauungsplans und wird zur 

Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

13 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Zu Abschnitt 1, inkl. Nebensache 

Die aktuellen Katasterdaten wurden vom Vermessungsbüro Henn und 

Kessler bei den Vermessungsarbeiten berücksichtig. Dieser Vermessungs-

plan liegt dem Bebauungsplan zugrunde. Er stimmt mit den Katasterdaten 

des Geoportals des Landes Baden Württemberg überein. Der Grenzverlauf 

kann anhand der zugrunde liegenden Katasterdaten dem Bebauungsplan 

entnommen werden. Die Anordnung der Balkone wird nicht im Bebau-

ungsplan geregelt. 

 

 

Zu Abschnitt 2 

Die Festsetzung der Gebäudehöhe wurde anhand der umgebenden Be-

standsbebauung getroffen. Diese Festsetzung spiegelt die erlaubte Höhen-

ausbildung wieder. Ob diese voll ausgeschöpft wird, liegt im Ermessen des 

Bauherren sowie des planenden Architekten. Das Festsetzen von Klingeln 

bzw. Klingelschildern ist und kann nicht Bestandteil eines Bebauungsplan 

sein. Eine Einfriedung der neu geplanten Grundstücke liegt ebenfalls im 

Ermessen des Bauherrn, im Bebauungsplan sind unter den Örtlichen Bau-

vorschriften unter Punkt 2 Einfriedungen / Außenanlagen, Festsetzungen 

getroffen, die die Ausbildung der Einfriedungen regeln. Ein Zwang zur Ein-

friedung wird nicht festgesetzt. 

 

 

Zu Abschnitt 3 

Nach § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB können Bebauungspläne der Innenent-

wicklung bei Grundflächen von weniger als 20.000 m² im beschleunigten 

Verfahren aufgestellt werden. Von einer Umweltprüfung kann verzichtet 

werden (§ 13 Abs. 3 Satz 3 BauGB). Teile des Planungsgebiets liegen im 

Bereich des 100-jährigen (HQ100) bzw. des extremen Hochwassers 

(HQExtrem).  
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

13 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Diese Bereiche fallen auf den Gewässerrandstreifen, in dem keine Bebau-

ung und keine gärtnerische Nutzung zulässig sind (planungsrechtliche Fest-

setzungen, Punkt 6). Der Bachquerschnitt wird durch die Planung nicht 

berührt. Das anfallende Niederschlagswasser wird auf den versiegleten 

Flächen durch Retentionszisternen zeitverzögert an den Vorfluter abgege-

ben. Somit kann davon ausgegangen werden, dass bei Umsetzung der Pla-

nung ein Schutz vor Hochwasser für die umgebenden Gebäude bestehen 

bleibt.  

 

Bei den artenschutzrechtlichen Begehungen durch zwei voneinander un-

abhängige Fachbiologen, bei denen alle Gehölzstrukturen sowie die Wiese 

untersucht wurden, ist keine streng geschützten Tier- oder Pflanzarten 

innerhalb und im näheren Umfeld des Planungsgebiets kartiert worden. 

Insgesamt wurde das Gebiet, aufgrund der geringen Größe, den in der nä-

heren Umgebung vorkommenden Wiesen, Streuobstwiesen und Gehölz-

strukturen, als nicht essenziell für europarechtlich geschützte Arten einge-

stuft. Um Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Bundesnatur-

schutzgesetz zu vermeiden wurden Vermeidungsmaßnahmen festgelegt. 

Bäume und Sträucher dürfen nur zwischen dem 01.10 und 28.02 gefällt 

werden (§ 39 Abs. 5 Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz), um einem Nestbau 

in den Gehölzen entgegenzuwirken bzw. die Tötung von Nestlingen zu 

vermeiden. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Gehölze inner-

halb des Gewässerrandstreifens erhalten bleiben müssen, eine Bebauung 

oder gärtnerische Nutzung ist hier nicht zulässig (planungsrechtliche Fest-

setzungen, Punkt 6). Damit bleibt ein Lebensraum für heimische Pflanzen 

und Wildtiere erhalten. Zusätzlich wird empfohlen, bei der Anlage der Au-

ßenanlagen auf eine naturnahe Gestaltung zu achten. 

 

Beschlussvorschlag: Den Anregungen wird nicht zugestimmt, die Hinweise 

werden zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

14 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

Zu 1) 

Eine Änderung der Einfahrt in das Plangebiet ist nicht notwendig. Der sehr 

spitze Einfahrtswinkel kann nicht nachvollzogen werden und die Überprü-

fung der Situation mit einer Schleppkurve bestätigt dies. Da es sich bei der 

Banwiesenstraße um eine wenig befahrene Wohnstraße handelt, kann das 

Ein- wie Ausfahren aus dem Plangebiet problemlos gewährleistet werden. 

Um die Parkplatzsituation im Straßenraum zu entlasten, sind zusätzliche 

Stellplätze im vorliegenden Bebauungsplan festgesetzt. 

 

Die Aussage zum Müllfahrzeug in der Begründung des Bebauungsplans, 

bezieht sich auf den Straßenquerschnitt sowie die Wendemöglichkeit und 

nicht auf den Einfahrtswinkel. Da es Müllfahrzeugen untersagt ist, eine 

längere Strecke rückwärts zu fahren, ist das Einfahren ins Plangebiet man-

gels ausreichender Wendemöglichkeit generell nicht möglich. 

 

Ein Parken gegenüber der Einfahrt am Grundstück Banwiesenstarße 12 ist 

auch weiterhin erlaubt und möglich. Die Straße weißt eine ausreichende 

Breite von ca. 6 m auf. Für ein- und ausfahrende Fahrzeuge aus dem Plan-

gebiet besteht die Möglichkeit des Einbiegens.  

 

Der gewählte Planmaßstab (1:500) ist in der Erstellung von Bebauungsplä-

nen üblich. Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen zur Bebaubarkeit der 

Flächen und stellt keine Ausführungsplanung dar.  

 

Die Zufahrt an die beschriebene Stelle zu verlegen würde mit Verlust von 

nutzbarer Wohnbaufläche einhergehen. Dies liegt nicht im Gemeindeinte-

resse. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

14 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
Zu 2) 

Die Mindestanzahl von Stellplätzen ist von der LBO (wie in der Stellung-

nahme richtig beschrieben) auf einen Stellplatz pro Wohneinheit festge-

setzt. Auf den jeweiligen Grundstücken sind zwischen zwei und vier Stell-

plätze / Garagen vorgesehen. Somit wird die Forderung der LBO eingehal-

ten und übererfüllt. Zusätzlich entstehen weitere sechs Stellplätze wie im 

Bebauungsplan im Süden des Plangebiets festgesetzt. Durch diese Maß-

nahmen ist ein Abstellen der Fahrzeuge im öffentlichen Straßenraum vor-

aussichtlich nicht notwendig. Es kann abgesehen davon im Bebauungsplan 

nicht untersagt werden, im angrenzenden öffentlichen Straßenraum zu 

parken. 
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Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

14 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 3) 

Bei der Anlieferung von Möbeln und anderen LKW-Anlieferungen im Alltag, 

kann der Spediteur mit seinem Fahrzeug rückwärts in die Privatstraße ein-

fahren. Transporter (Lieferdienste, Post, Anhänger, etc.) haben die Mög-

lichkeit vorwärts in die Privatstraße einzufahren und diese durch die Nut-

zung der neu geschaffenen Wendemöglichkeit wieder zu verlassen.  

 

Die Bedenken gegenüber drohender Schäden während der Bauphase sind 

nicht Gegenstand des Bebauungsplans und können darin nicht geregelt 

werden. Die Banwiesenstraße ist eine normal ausgebaute Straße. Sollten 

Schäden während der Bauphase entstehen, kann die Gemeinde den Verur-

sacher belangen. Es ist damit zu rechnen, dass während der Bauzeit kurz-

fristig verkehrsbeschränkende Maßnahmen durchgeführt werden. Eine 

Verschmutzung der Straße durch Baustellenfahrzeuge ist vom Verursacher 

zu beseitigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 30 

Nr. Eingegangene Anregungen Beantwortung der Anregungen mit Beschlussvorschlägen 

14 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Zu 4) 

Die geforderte Beweissicherung der Bestandsgebäude ist nicht Bestandteil 

des Bebauungsplanverfahrens und erscheint darüber hinaus unverhältnis-

mäßig, unter willkürlicher Festlegung der Gebäude der gesamten Banwie-

senstraße als vermutetem Schadensort. Die Nutzung der öffentlichen Stra-

ße zur Andienung auch von schweren Bauteilen und -maßen ist generell 

zulässig. 

 

 

 

 

 

Zu 5) 

Es wird festgesetzt das, das Oberflächenwasser der Straße gesammelt wird 

und über eine zentrale Retentionszisterne zurückgehalten und gedrosselt 

dem Regenwasserkanal zugeführt wird. Ebenso wird das Dachflächenwas-

ser über einzelne Retentionszisternen gedrosselt dem Regenwasserkanal 

zugeführt. Somit ist eine Einzelrückhaltung auf den Grundstücken gegeben. 

Ebenfalls ist eine ausreichende Entwässerung der Verkehrsfläche erreicht. 

Auf eine Festlegung der Oberflächenbeschaffenheit der Privatstraße wird 

verzichtet. Auf eine Vorreinigung des anfallenden Niederschlagswassers, 

wie in Gewerbegebieten vorgeschrieben, kann im Wohngebiet verzichtet 

werden, da hier von wenig belasteten Wässern ausgegangen werden kann. 
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14 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Zu 6) 

Während insgesamt sechs artenschutzrechtlichen Begehungen durch zwei 

voneinander unabhängige Fachbiologen konnten keine Salamander oder 

andere Amphibien festgestellt werden. Im Text wird allerdings darauf hin-

gewiesen, dass ein Vorkommen im Bereich des Bachgehölzes nicht ausge-

schlossen werden kann. Ein Vorkommen von Prachtlibellen entlang des 

Gewässers wurde bei den Begehungen festgestellt. Es wurde darauf hin-

gewiesen, dass die Population nicht beeinträchtigt wird, solange der Ge-

hölzsaum entlang des Gewässers funktionell erhalten bleibt. Der Gehölz-

saum liegt innerhalb des Gewässerrandstreifens. Die Gehölze innerhalb 

des Gewässerrandstreifens müssen erhalten bleiben, eine Bebauung oder 

gärtnerische Nutzung ist hier nicht zulässig (planungsrechtliche Festset-

zungen, Punkt 6). Damit bleibt ein Lebensraum für Amphibien, Libellen und 

andere Tiergruppen erhalten. Der Aussage, dass bestimmte Tierpopulatio-

nen nicht berücksichtigt wurden kann somit nicht zugestimmt werden. Die 

Gefahr einer Ölverschmutzung ist in Wohngebieten im Vergleich zu Ge-

werbegebieten vernachlässigbar. 

 

 

Zu 7) 

Die Müllbehälter jeder Wohneinheit werden von den Eigentümern an den 

Mülltonnensammelplatz gebracht, von wo aus das Entsorgungsunterneh-

men die Behälter leert und wieder an dem Mülltonnensammelplatz zurück 

bringt. Die leeren Behälter können von dort aus wieder von den Eigentü-

mern an die Häuser geschoben werden. Durch das temporäre Abstellen 

der Tonnen kann von keiner massiven Geruchsbelästigung ausgegangen 

werden. Eine Einhausung des Müllsammelplatzes wird über den Bebau-

ungsplan geregelt (Örtliche Bauvorschriften 4. Mülltonnensammelplatz). 
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14 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Zu 8) 

Auf Bebauungsplanebene wird nicht der Anschluss der einzelnen Versor-

gungsleitungen beschrieben. Es wird davon ausgegangen, dass eine 

Frischwasserversorgung grundsätzlich durch die im öffentlichen Straßen-

raum vorhandene Ortswasserleitung möglich ist. Die Stellungnahme des IB 

Frank weist im Übrigen darauf hin.  

 

Eine detaillierte Planung der Leitungen erfolgt gemeinsam mit der Planung 

der Erschließungsstraße. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: Den Anregungen in Punkt 5 zur verzögerten Weiterlei-

tung des Niederschlagswassers, sowie in Punkt 7 zur Einhausung des Müll-

sammelplatzes wird zugestimmt. Den übrigen Anregungen wird nicht zuge-

stimmt und die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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15 

 

 

Zu 1. 

Der Bachverlauf wird in den Planteil aufgenommen. Der vorliegende Be-

bauungsplan befindet sich im Verfahrensschritt der öffentlichen Ausle-

gung. In diesem Schritt haben die Träger öffentlicher Belange (TöB) sowie 

die Öffentlichkeit, Gelegenheit ihre Anregung in einer Stellungnahme vor-

zutragen. Somit ist der Bebauungsplan nicht rechtskräftig. Dazu benötigt es 

einen Satzungsbeschluss der Gemeinde (nächster Verfahrenschritt) sowie 

die darauf folgende Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der Gemeinde 

Allmersbach im Tal.  

 

Zu 2. 

Der Bach verläuft im Norden des Plangebiets. Am östlichen Rand verläuft 

der Bach auf der Grenze der Flst. 821/1, 818/2 und 818/1 bis er schließlich 

im Nordosten das Plangebiet auf das Flst. 821/1 verlässt.  

 

Zu 3. 

Von Seiten der Gemeinde besteht keine Zusage an den Bauherrn den Bach 

zu übernehmen. Die Erschließung erfolgt über die im Bebauungsplan fest-

gesetzte Privatstraße. 

 

Zu 4. 

Nach § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB können Bebauungspläne der Innenent-

wicklung bei Grundflächen von weniger als 20.000 m² im beschleunigten 

Verfahren aufgestellt werden. Von einer Umweltprüfung kann verzichtet 

werden (§ 13 Abs. 3 Satz 3). Die artenschutzrechtlichen Untersuchungen 

wurden mit einer überdurchschnittlich hohen Anzahl an Begehungen durch 

zwei voneinander unabhängige Fachbiologen durchgeführt. 

 

Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 

 

 


